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Unternehmenspolitik der EnBW im Land bestimmen

Land muss in die Pflicht  - Kapitalrendite erhöhen

Stuttgart.  Baden-Württemberg muss seinen Einfluss auf die Energieversorgung im Land sichern. Das bekräftigte der Präsident des Gemeindetags Otwin Brucker heute in Stuttgart vor der Presse.

„Energiepolitik ist ein wesentlicher Bestandteil der Strukturpolitik, und Baden-Württemberg muss hier das Heft in der Hand behalten,“ sagte Brucker. „Der Wirtschaftsstandort Baden-Württemberg muss gesichert werden. Das liegt auch im Interesse der Städte und Gemeinden, ist aber elementare Aufgabe des Landes.“

Deshalb müsse dafür gesorgt werden, dass die Unternehmenspolitik der EnBW, des größten Energieversorgers im Land, auch künftig in Baden-Württemberg gemacht werde. „Baden-Württemberg muss langfristig ein großer Stromerzeugungs‑ und Kraftwerkstandort bleiben. Die Arbeitsplätze in der Energiewirtschaft müssen gesichert werden. Im Hinblick auf seine politische Gesamtverantwortung kann das Land diese Aufgabe nicht allein kommunalen Aktionären zuweisen,“ sagte Brucker. „Es muss selbst auch in die Pflicht.“

Weiteres kommunales Engagement schwer finanzierbar

Wenn einzelne Städte sich zusätzlich engagieren könnten, sei das zu begrüßen. Die große Mehrzahl der Gemeinden, Städte und Kreise im Land stünden finanziell aber mit dem Rücken an der Wand. Deshalb hält es Brucker für schwierig, dass sich die Landkreise im Zweckverband der Oberschwäbischen Elektrizitätswerke (OEW) über ihre bisherige Beteiligung hinaus im landespolitischen Interesse engagieren. Ohne Mithilfe des Landes werde das nicht möglich sein.

Innerhalb der OEW sei nicht ohne Grund auch über eine Teilveräußerung von Aktien diskutiert worden. Denn einige Landkreise hätten die Erlöse zur Finanzierung von Investitionen, etwa in ihre Krankenhäuser, dringend gebraucht. Die endgültige Entscheidung dürfe aber keinesfalls in internen Zirkeln getroffen werden, darüber müsse in den Kreistagen beraten werden. Sie habe ganz erhebliche Auswirkungen auf die Finanzlage der Städte und Gemeinden.

Auf höherer Rendite bestehen

„Auf jeden Fall müssen die kommunalen Miteigentümer der EnBW darauf bestehen, dass sich das eingesetzte Kapital künftig besser rentiert. Deshalb ist auch die Forderung prinzipiell zu unterstützen, dass die OEW sämtliche Dividenden und Zinserträge zur Entlastung der kreisangehörigen Städte und Gemeinden ausschüttet,“ sagte Brucker.
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